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558. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
3. November 1987 betreffend den Geltungsbe-
reich des Europäischen Übereinkommens zur

Bekämpfung des Terrorismus

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parats hat Frankreich am 21. September 1987 seine
Ratifikationsurkunde zum Europäischen Überein-
kommen zur Bekämpfung des Terrorismus (BGBl.
Nr. 446/1978, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 230/1986) hinterlegt.

Frankreich hat anläßlich der Hinterlegung seiner
Ratifikationsurkunde folgende Vorbehalte erklärt
bzw. Erklärungen abgegeben:

„Frankreich erklärt, daß es sich gemäß den
Bestimmungen des Art. 13 Abs. 1 des Übereinkom-
mens das Recht vorbehält, die Auslieferung abzu-
lehnen."

„In Übereinstimmung mit der bei der Unter-
zeichnung des Übereinkommens am 27. Jänner
1977 abgegebenen Erklärung möchte Frankreich
daran erinnern, daß der Kampf gegen den Terroris-
mus im Einklang mit den wesentlichen Grundsät-
zen unseres Strafrechts und unserer Verfassung zu
erfolgen hat, die in ihrer Präambel verkündet, daß
jedermann, der wegen seiner Tätigkeit zugunsten
der Freiheit verfolgt wird, in den Gebieten der
Republik Asylrecht hat' und daß die Anwendung

des Europäischen Übereinkommens zur Bekämp-
fung des Terrorismus nicht zur Folge haben kann,
das Asylrecht zu beeinträchtigen.

Frankreich erklärt, daß es das Europäische Über-
einkommen zur Bekämpfung des Terrorismus nur
bei Straftaten anwendet, die nach dem Zeitpunkt
seines Inkrafttretens begangen wurden.

Gemäß Art. 12 Abs. 1 des Übereinkommens
erklärt Frankreich, daß das Europäische Überein-
kommen zur Bekämpfung des Terrorismus auf die
europäischen und überseeischen Departements der
Französischen Republik Anwendung findet."

Vranitzky

559. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
10. November 1987 betreffend den Geltungs-
bereich des Übereinkommens zur Befreiung
ausländischer öffentlicher Urkunden von der

Beglaubigung

Nach Mitteilung der Niederländischen Regie-
rung hat Antigua und Barbuda am 17. Mai 1985 die
Erklärung hinterlegt, daß es sich auch nach Erlan-
gung seiner Unabhängigkeit an das Übereinkom-
men zur Befreiung ausländischer öffentlicher
Urkunden von der Beglaubigung (BGBl. Nr. 27/
1968, letzte Kundmachung des Geltungsbereiches
BGBl. Nr. 215/1987) als gebunden erachtet.
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Die Kontinuitätserklärung ist gemäß Art. 12
Abs. 3 mit 15. Feber 1986 wirksam geworden.

Weiters hat Antigua und Barbuda nachstehende
Behörden notifiziert, die zur Ausstellung der Apo-
stille gemäß Art. 3 Abs. 1 des Übereinkommens
zuständig sind:

(Übersetzung)

1. Generalgouverneur
Antigua und Barbuda

2. Registerführer des Obergerichtes von Antigua
und Barbuda,
St. John's
Antigua.

Vranitzky

5 6 0 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
17. November 1987 betreffend den Geltungs-
bereich des Zusatzprotokolls zum Europäi-
schen Übereinkommen betreffend Auskünfte

über ausländisches Recht

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates hat die Bundesrepublik Deutschland am

23. Juli 1987 ihre Ratifikationsurkunde zum
Zusatzprotokoll zum Europäischen Übereinkom-
men betreffend Auskünfte über ausländisches
Recht (BGBl. Nr. 179/1980, letzte Kundmachung
des Geltungsbereiches BGBl. Nr. 401/1986) hinter-
legt.

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsur-
kunde hat die Bundesrepublik Deutschland nach-
stehende Erklärung abgegeben:

„1. Die Bundesrepublik Deutschland versteht
Art. 1 Satz 2 des Zusatzprotokolls in dem Sinne,
daß der unterschiedliche Grad der Entkriminalisie-
rung in den Mitgliedstaaten des Europarates bei
Anwendung dieses Zusatzprotokolls nicht zu einer
einseitigen Beschränkung der Auskunftsmöglich-
keiten führen soll und daß dementsprechend auch
bei Ordnungswidrigkeiten die Behörden in dem
dort vorgesehenen Umfang Auskünfte erteilen und
anfordern können.

2. Die Bundesrepublik Deutschland erklärt
gemäß Art. 5 Abs. 1 des Zusatzprotokolls, daß
Kapitel II des Zusatzprotokolls für die Bundesrepu-
blik Deutschland nicht verbindlich ist.

3. Das Protokoll gilt mit Wirkung von dem
Tage, an dem es für die Bundesrepublik Deutsch-
land in Kraft treten wird, auch für das Land Ber-
lin."

Vranitzky

5 6 1 .

Notenwechsel zwischen dem Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten und der
Botschaft der Föderativen Republik Brasilien in Wien betreffend Exporte von Baumwolltextilien

(Übersetzung)

REPUBLIK ÖSTERREICH
BUNDESMINISTERIUM
FÜR WIRTSCHAFTLICHE ANGELEGENHEITEN
GZl.: 29.647.1/13-II/9 a/87

Wien, 23. Oktober 1987

Sehr geehrter Herr Botschafter!

Ich beehre mich, auf das ABKOMMEN ÜBER
DEN INTERNATIONALEN HANDEL MIT
TEXTILIEN*), das in Genf am 20. Dezember
1973 abgeschlossen wurde, auf das Protokoll
betreffend die Verlängerung des Abkommens vom
31. Juli 1986**), und die Vereinbarung zwischen
Österreich und Brasilien vom 27. Oktober
1982 ***) Bezug zu nehmen. Da die oben erwähnte
Vereinbarung zwischen unseren beiden Ländern
mit Ende Oktober 1987 ausläuft, bin ich erfreut,
Sie davon in Kenntnis zu setzen, daß Österreich

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 623/1974
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 476/1987

***) Kundgemacht in BGBl. Nr. 534/1982



209. Stück — Ausgegeben am 27. November 1987 — Nr. 561 3577

nicht um Verlängerung des bestehenden Beschrän-
kungsabkommens ersuchen wird. Österreich
schlägt daher die folgende Vorgangsweise für die
Textilpositionen Baumwollgarne und Küchenwä-
sche aus Baumwolle vor:

1. Die üblichen Exportlizenzen, welche die
jeweils gültige österreichische Zolltarifbe-
zeichnung beinhalten, werden für die Positio-
nen Baumwollgewebe und Küchenwäsche aus
Baumwolle weiterhin ausgestellt.
Die Vorlage einer Kopie dieser Exportlizen-
zen wird seitens der österreichischen Behör-
den für die oben angeführten Produkte vom
Importeur verlangt.

2. Beide Vertragspartner stimmen überein, auf
Ersuchen jeder der beiden Vertragsteile jeder-
zeit zu einem im diplomatischen Wege zu ver-
einbarenden Termin in Konsultationen einzu-
treten.

Ist dieser Vorschlag für Brasilien annehmbar,
werden diese Note und Ihre Bestätigungsnote im
Namen Brasiliens eine Vereinbarung zwischen
Österreich und Brasilien darstellen.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck mei-
ner ausgezeichneten Hochachtung.

Dr. Helmut Krehlik e. h.
Rat

S.E.
Herrn João Tabajara de Oliveira
Botschafter
Botschaft der Föderativen
Republik Brasilien
Lugeck 1/V/15
1010 Wien

BOTSCHAFT DER FÖDERATIVEN
REPUBLIK BRASILIEN
Nr. 34

Wien, 23. Oktober 1987

Sehr geehrter Herr Dr. Krehlik!

Ich beehre mich, den Erhalt Ihrer Note,
Zl. 29 647 1/13-II/9a/87, deren Inhalt wie folgt
lautet, zu bestätigen:

„Ich beehre mich, (es folgt der weitere
Text der Übersetzung der österreichischen Note in
deutscher Sprache) Brasilien darstellen."

Ich bestätige hiermit, daß der Inhalt Ihrer Note
für die brasilianische Regierung annehmbar ist und
daß der Austausch der gegenständlichen Note mit
Ihrer Note gleichen Datums ein Abkommen zwi-
schen unseren beiden Ländern begründet.
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Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Dr. Krehlik,
den Ausdruck meiner vorzüglichsten Hochachtung.

João Tabajara de Oliveira e. h.
Botschafter der Föderativen

Republik Brasilien

Herrn
Dr. Helmut Krehlik
Rat
Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten

Vranitzky

562.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

Abkommen in Form eines Notenwechsels zwischen der Republik Österreich und der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft zur neuerlichen Verlängerung des Befristeten Abkommens

über eine gemeinsame Disziplin betreffend den gegenseitigen Handel mit Käse

(Übersetzung)

KOMMISSION DER
EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN
GENERALDIREKTION FÜR LANDWIRTSCHAFT

Brüssel, am 31. Oktober 1986

Sehr geehrter Herr Botschafter!

Ich habe die Ehre, mich auf das befristete
Abkommen zwischen der Republik Österreich und
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über
eine gemeinsame Disziplin betreffend den gegensei-
tigen Handel mit Käse *), unterzeichnet am
21. Oktober 1981, und zuletzt abgeändert durch
den Austausch von Briefen **) am 20. März 1984,
zu beziehen.

Unter Rücksichtnahme, daß dieses Abkommen
am 31. Dezember 1986 auslaufen wird und im Hin-
blick darauf, daß die Verhandlungen über seine
Erneuerung mit größter Wahrscheinlichkeit nicht
vor diesem Zeitpunkt abgeschlossen werden,
erlaube ich mir, zwecks Vermeidung einer Unter-
brechung der Kontinuität, Sie darüber zu informie-
ren, daß die Kommission beabsichtigt, dem Rat die
Annahme einer autonomen Regelung vorzuschla-
gen, die bis zum Inkrafttreten eines neuen Abkom-
mens, jedoch spätestens bis zum 31. Dezember
1987, anzuwenden wäre, mit dem Ziel, während
dieser Zeit die zur Zeit gültigen Einfuhrregelungen
für österreichischen Käse in die Gemeinschaft zu
erhalten.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 625/1981
••) Kundgemacht in BGBl. Nr. 363/1984



209. Stück — Ausgegeben am 27. November. 1987 — Nr. 562 3579

Ich wäre Ihnen für eine Bestätigung verbunden,
daß im Hinblick auf die Gegenseitigkeit entspre-
chende Maßnahmen von seiten Ihrer Regierung
von jetzt bis 31. Dezember 1986 im Hinblick der
Einfuhren von Käse aus der Gemeinschaft nach
Österreich erlassen werden.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Botschafter,
den Ausdruck meiner vorzüglichen Hochachtung.

Rolf Möhler e. h.
Stellvertretender Generaldirektor

S. E. Herrn
Botschafter Manfred Scheich
Österreichische Mission bei den Europäischen Gemein-
schaften
Brüsse l

ÖSTERREICHISCHE MISSION BEI DEN
EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN

Zl. 5420/86

Brüssel, am 19. Dezember 1986

Sehr geehrter Herr Generaldirektor!

Ich habe die Ehre, den Erhalt Ihres Briefes vom
31. Oktober 1986 zu bestätigen, welcher wie folgt
lautet:

«J'ai l'honneur (es folgt der weitere Text
der Note der EG-Kommission in französischer
Sprache) Communauté. »

Ich bestätige Ihnen, daß die österreichische Bun-
desregierung unter Vorbehalt der Ratifikation
entsprechende Maßnahmen setzen wird, die bis
zum Inkrafttreten eines neuen Abkommens, jedoch
längstens bis zum 31. Dezember 1987 anzuwenden
sind, um das im befristeten Abkommen festgelegte
Verfahren aufrechtzuerhalten.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Generaldi-
rektor, den Ausdruck meiner vorzüglichen
Hochachtung.

Manfred Scheich e. h.
außerordentlicher und bevollmächtigter Botschaf-

ter

Herrn Stellvertretenden Generaldirektor
Rolf Möhler

Kommission der Europäischen Gemeinschaften
Brüsse l

ÖSTERREICHISCHE MISSION BEI DEN
EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN

Zl. 5420/86

Brüssel, am 19. Dezember 1986

Sehr geehrter Herr Generaldirektor!

Ich habe die Ehre, den Erhalt Ihres Briefes vom
31. Oktober 1986 zu bestätigen, welcher wie folgt
lautet:

„Ich habe die Ehre, (es folgt der weitere
Text der Übersetzung der Note der EG-Kommis-
sion) erlassen werden."

Ich bestätige Ihnen, daß die österreichische Bun-
desregierung unter Vorbehalt der Ratifikation ent-
sprechende Maßnahmen setzen wird, die bis zum
Inkrafttreten eines neuen Abkommens, jedoch
längstens bis zum 31. Dezember 1987 anzuwenden
sind, um das im befristeten Abkommen festgelegte
Verfahren aufrechtzuerhalten.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Generaldi-
rektor, den Ausdruck meiner vorzüglichen Hoch-
achtung.

Manfred Scheich e. h.
außerordentlicher und bevollmächtigter Botschaf-

ter

Herrn Stellvertretenden Generaldirektor
Rolf Möhler
Kommission der Europäischen Gemeinschaften
Brüsse l

Der Ratifikationsvorbehalt wurde am 10. September 1987 zurückgenommen; das Abkommen ist mit
1. Jänner 1987 in Kraft getreten.

Vranitzky
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563.
Der Nationalrat hat beschlossen :
Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Anhang wird genehmigt.
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(Übersetzung)

ABKOMMEN
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTERREICH UND DER EUROPÄISCHEN WIRT-
SCHAFTSGEMEINSCHAFT ÜBER EINE GEMEINSAME DISZIPLIN BETREFFEND

DEN GEGENSEITIGEN HANDEL MIT KÄSE
Im Bestreben und im Geiste des Artikels 15 des Vertrages zwischen Österreich und der Europäischen

Wirtschaftsgemeinschaft vom 22. Juli 1972, die harmonische Entwicklung des Handels mit landwirtschaft-
lichen Erzeugnissen zu fördern, haben die beiden Vertragsteile Verhandlungen über den gegenseitigen
Handel mit Käse geführt.

Im Laufe dieser Verhandlungen haben sie festgestellt, daß es im Lichte der gewonnenen Erfahrungen
angebracht ist, ein neues Abkommen zu schließen, dessen Bestimmungen ab 1. September 1987 wie folgt
lauten:

1. Österreich und die Gemeinschaft kommen überein, daß für die nachstehend genannten Jahresmen-
gen von Käse die Einfuhrabgaben die folgenden Höchstgrenzen nicht überschreiten dürfen:

A. Bei der Einfuhr nach Österreich
Käse aus Kuhmilch hergestellt, der Unterposition 04.04 A des Österreichischen Zolltarifes, mit
Ursprung in und Herkunft aus der Gemeinschaft, die von einer anerkannten Qualitäts- und
Ursprungsbescheinigung begleitet sind:
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2. Österreich verpflichtet sich, die nötigen Maßnahmen zu treffen, um zu gewährleisten, daß
— einerseits die vereinbarten Mengen bei der Ausfuhr aus Österreich in die Gemeinschaft (Abs. 1

lit. b) nicht überschritten werden ;
— andererseits die Bewilligungen für die Einfuhr nach Österreich regelmäßig und so erteilt werden,

daß die für die Einfuhr aus der Gemeinschaft nach Österreich vereinbarten Mengen erreicht wer-
den können.

Die diesbezüglichen Bestimmungen und insbesondere die Modalitäten der Bewilligungserteilungen
sowie alle allfälligen Änderungen werden den zuständigen Stellen der Gemeinschaft zur Kenntnis
gebracht, ebenso den Exporteuren und/oder den Importeuren.
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Die Gemeinschaft und Österreich tragen Sorge dafür, daß die gegenseitig eingeräumten Vorteile
nicht durch andere Maßnahmen bei der Einfuhr gefährdet werden.

3. Österreich und die Gemeinschaft verpflichten sich, jeweils darauf zu achten, daß die von ihren Aus-
führern angewandten Preise keine Schwierigkeiten auf dem Markt des betreffenden Einfuhrlandes hervor-
rufen.

In diesem Zusammenhang kommen sie überein, Vorkehrungen für die gegenseitige Information und
Zusammenarbeit zu treffen, deren Elemente im Anhang des vorliegenden Abkommens enthalten sind.

Wenn sich hinsichtlich der Preise Schwierigkeiten ergeben, werden über Ersuchen eines Vertragsteiles
umgehend Konsultationen mit dem Ziel stattfinden, entsprechende Verbesserungsmaßnahmen zu treffen.

4. Die beiden Vertragsteile können jederzeit hinsichtlich des Funktionierens des vorliegenden
Abkommens in Konsultationen eintreten und gegebenenfalls im gegenseitigen Einvernehmen, insbeson-
dere im Hinblick auf die Entwicklung der Marktpreise, der Produktion, der Vermarktung und des Ver-
brauches von heimischen oder importierten Käsen, den Vertrag abändern.

Vor allem dann, wenn eine bedeutende Entwicklung der Importe von Käse in die Gemeinschaft und/
oder nach Österreich — insbesondere von nicht vom Abkommen erfaßten Käse — festgestellt wird, treten
die beiden Vertragsteile auf Antrag des einen oder des anderen von ihnen in Konsultationen mit dem Ziele
ein, die Möglichkeit der Änderung der in diesem Abkommen festgesetzten Mengen zu prüfen.

5. Das gegenständliche Abkommen kann vor Ablauf eines Jahres durch eine schriftliche Benachrichti-
gung gekündigt werden.

Falls von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht wird, behalten sich beide Vertragsteile die Rechte
vor, die ihnen vor dem 1. September 1987 zugestanden sind.

6. Das vorliegende Abkommen ersetzt das Befristete Abkommen zwischen Österreich und der EWG
über eine gemeinsame Disziplin im gegenseitigen Handel mit Käse vom 21. Oktober 1981, zuletzt ergänzt
durch den Briefwechsel vom 20. März 1984.

Geschehen zu Brüssel, am 31. Juli 1987.

Für die Republik Österreich:
W. Wolte

Botschafter
unter dem Vorbehalt der Ratifikation

Für den Rat der Europäischen Gemeinschaften:
M. Marcussen

Direktor

ANHANG

Um zu verhindern, daß die von den Ausführern angewandten Preise Schwierigkeiten auf dem Markt
des Einfuhrlandes hervorrufen, werden folgende Mechanismen für die Information und Zusammenarbeit
festgelegt:

Gegenseitige Information

a) Österreich gibt den Dienststellen der Kommission folgende Informationen hinsichtlich jeder Käse-
kategorie, wie sie im Abkommen vorgesehen ist:
— zwei Wochen vor Beginn jedes Kalendervierteljahres die voraussichtlichen österreichischen

Ausfuhren in die Gemeinschaft im nächsten Vierteljahr (voraussichtliche Menge, voraussichtli-
che Preise frei österreichische Grenze, voraussichtliche Bestimmungsmärkte),

— zwei Wochen nach dem Ende eines jeden Kalendervierteljahres die tatsächlich getätigten
österreichischen Ausfuhren in die Gemeinschaft im vergangenen Vierteljahr (Ausfuhrmenge,
tatsächliche Preise frei österreichische Grenze, Bestimmungsländer der Gemeinschaft).

b) Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften gibt periodisch die Notierungen sowie alle
anderen nützlichen Informationen betreffend den inländischen Käsemarkt und die eingeführten
Käse bekannt.

Der Ratifikationsvorbehalt wurde am 20. Oktober 1987 zurückgenommen; das Abkommen ist gemäß
seinem zweiten Absatz mit 1. September 1987 in Kraft getreten.

Vranitzky
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